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Stellungnahme BDP Kanton Bern zur Verordnung über Inkassohilfe und 
Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen (IBV)  

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die BDP Kanton Bern bedankt sich für die Möglichkeit, zur Verordnung über Inkassohilfe und 
Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen Stellung nehmen zu können.  

 
Die BDP hat sowohl die Motion 207-2012 (Beutler-Hohenberger, Gwatt), welche die Einführung von 
Einkommens- und Vermögensgrenzen in der Alimentenbevorschussung fordert als auch die Anpassung 
des Gesetzes über Inkassohilfe und Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen im Rahmen der Angebots- 
und Strukturüberprüfung unterstützt.  
 
Sodann begrüsst die BDP die Einführung des Prinzips der Teil- und Differenzbevorschussung, wie sie in 
der vorliegenden Verordnung vorgesehen ist. Die Teil- und Differenzbevorschussung ist gerechtfertigt, 
weil dadurch negative Erwerbsanreize eingedämmt werden können, indem Niedriglohnverdiener mit 
einem Einkommen knapp über der Sozialhilfeanspruchsgrenze nicht mehr schlechter gestellt werden als 
Sozialhilfebezüger.  
 
Darüber hinaus ist die BDP mit der Festlegung der Vermögensgrenze von Fr. 30’000.— einverstanden, 
da diese Grenze sowohl einen Spareffekt als auch Sozialverträglichkeit garantiert.  
 
Erwartungsgemäss nimmt die BDP zur Kenntnis, dass der Spareffekt mit CH 1.65 Mio. weit unter den 
vom Regierungsrat budgetieren Kosteneinsparungen von CHF 3.2 Mio. zu liegen kommt. Die BDP hat 
bereits in der Debatte im Grossen Rat darauf hingewiesen, dass Ex-ante der Spareffekt schwer zu 
budgetieren ist. Ein Ansatzpunkt, um den Entlastungseffekt schneller zu aktivieren, liegt in der 
Festsetzung des Zeitpunktes des Inkrafttretens. Die vorliegende Verordnung IBV schlägt vor, den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens auf den 1. Juli 2016 zu legen. Aus Sicht der BDP ist zu prüfen, ob der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens vorgezogen werden kann. 
 
Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
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